













ト教民主同盟 Christlich-Demokratische Union Deutschlands 略称 CDU/キリスト教
社会同盟 Christlich Soziale Union 略称 CSU）と中道左派であるドイツ社会民主党
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 略称 SPDとが大連立を組んだのは，初め


















ていない。社会主義統一党 Sozialistische Einheitspartei Deutschlands略称 SEDの後




択Wahl Altanative Soziale Gerechtigkeit 略称WASGとが合同して結成された左派
党 Die Linkeに SPDは支持を奪われており（10%前後），複数の州議会ではドイ










































































































































































































2.2.　2006 年度予算総括　「我々はこの国の未来に備える」Wir machen 
dieses Land zukunftfest


































































































































































のエンジンである」Europa Motor des weltweiten Klimaschutzes


















Deutschland hat wieder allen Grund zur Sicherheit


























































































































































国際治安支援部隊 Isafと OEFの協力を強化することと Isafを 4万人規模まで増
員することを決定した。（2007.6.17）
3) グローバル化は社会格差拡大をもたらしている。OECDの 20カ国賃金報告によ
れば 1995年から 2005年までに賃金格差が拡大したグループの中でドイツは 5番






































































































































































Deutsche Innen- und Außenpolitik
unter der Regierung von Merkel
Yoshihiko SAITO
Unter der Globalisierug gibt es bekanntlich nur einen begrenzten politischen 
Spielraum für eine westliche Regierung.  Die Bundesregierung ist auch keine Aus-
nahme. Der Druck der Konkurrenz auf dem Weltmarkt hat in den letzten 15 Jahren 
zugenommen, seitdem China, Russland und die ehemaligen Ostblockstaaten in 
den Weltmarkt eingetreten sind. Zudem hat Deutschland die Lasten der Wiederver-
einigung verkraften müssen. Dies hat die Konsequenz, dass sich die Differenzen 
zwischen der Mitte-Rechtspartei CDU/CSU und Mitte-Linkspartei SPD minimier-
ten. Das Reformkonzept Agenda 2010, dessen Gesetze mit der Zustimmung der 
damaligen Oppositionspartei CDU/CSU verabschiedet worden sind, ist gerade das 
Medium, das die beiden unterschiedlichen Parteien (Merkel)  schon im Jahre 2003 
zu einer Quasi-Koalition führte. Deshalb ist das Zustandekommen der Großen 
Koalition, die niemand wollte,  im Jahre 2005 eigentlich keine Überraschung. 
Merkel ist in diesem Zusammenhang gerade das Symbol des Pragmatismus der 
Politik, den der traditionelle Ideologiekampf kaum inreressiert und dem nur die 
Zukunftsicherung in der internationalen Gemeinschaft relevant ist. Sonst würde jede 
Regierung, sei es rechtsorientiert oder linksorientiert, den Kampf auf dem Welt-
markt verlieren und unter der Last der nachfolgenden Arbeitslosigkeit zusammen-
brechen. 
Außenpolitisch wirkt auf die politischen Parteien Bush-Doktrin wiederrum neu-
tralisierend. Der erst unter dem Druck der sogenannten Demokratisierung erstarkte 
internationale Terrorismus erzwingt für die westlichen Staaten eine gemeinsame 
Sicherheitspolitik. Schröders Versuch, neben der Supermacht eine internationale 
Koalition zu schmieden, erwies sich als illusolisch. Trotz unterschiedlicher außen-
politischer Ansätze zwischen Merkel und Steinmeier gibt es schon längst eine 
Schicksalsgemeinschaft Westen. Demnächst wird die Bundesregierung eine Kampf-
truppe nach Afganistan schicken. 
Merkel hat aber gezeigt, dass die begrenzten Möglichkeiten der Großen Koali-
tion durchaus zu einem vorzeigbaren Ergebnis führen können. Die doppelte Präsi-
dentschaft von EU und G8 in der ersten Hälfte 2007 hat sie meisterlich beherrscht. 
メルケル大連立政権下の内政と外交
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Das Klimagespräch und den EU-Verfassungsprozess hat sie wieder beleben können. 
Die Arbeitslosigkeit, an deren Lösung die Fähigkeit jeder Regierung gemessen wird, 
konnte sie spürbar senken, abgesehen davon, dass die Zahl derer, die irgendeine 
öffentliche Stütze brauchen, kaum abgenommen hat. Die zwei Jahre der Großen 
Koalition haben sich jedenfalls als  keine schlechten erwiesen.   
Die Parteienlandschaft Deutschlands, die durch die Gründung der Linkspartei 
durchgemischt wurde, wiederspiegelt den guten Zustand der Wirtschaft und den 
schlechten Zustand der Bevölkerung. Durch  die Umsetzung der Agenda 2010 und 
die günstige Weltkonjunktur hat zwar Deutschland im Jahre 2007 einen Haushalts-
überschuss erzielen können, was vor zwei Jahren niemand zu prognostiziern wagte. 
Aber trotz der relativ guten Meldungen der neuerlichen Tarifrunde sind  immer noch 
viele Beschäftigte um ihre Arbeitsplätze tief verunsichrt, weil der Standort Deutsch-
land nach wie vor gefährdet ist. Und die Arbeitslosigkeit bedeutet mehr denn je 
einen unerträglichen Absturz des Lebensstandards.  Die Regierungspartei SPD hat 
deshalb  gut 10% der Wählerstimmen an die Linke abgeben müssen und hat nur 
noch 25% , weil so die verunsicherten Arbeiter und Arbeitslosen, die traditionellen 
Anhänger der SPD,  Reformpartei SPD bestrafen. SPD  bekennt  seit dem Parteitag 
in Hamburg Ende 2007 zu traditionellen Werten und versucht ernsthaft  die verlore-
nen Arbeiterstimmen zurückzugewinnen. Die Spannung hat sich nicht nur zwischen 
Union und SPD erhöht, sondern auch innerhalb der SPD. Die Anhänger des vorsor-
genden Sozialstaats werden zurückgedrängt und man spricht wieder vom demokra-
tischen Sozialismus. CDU genießt dagegen 40% der Wählerstimmen auch dank der 
Popularität Merkels.
